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RUNDSCHREIBEN III. Quartal 2020 

 

Mit unserem heutigen Rundschreiben möchten wir Sie über folgende Themen informieren: 

 

 

1. Anscheinsbeweis beim Firmenwagen 

 

Der sog. Anscheinsbeweis, dass ein betriebliches Kfz auch privat genutzt wird, kann dadurch widerlegt 

werden, dass der Unternehmer privat noch ein anderes Fahrzeug besitzt, dessen Status und Gebrauchs-

wert mit dem des unternehmerischen Kfz vergleichbar ist. Ein älterer Mercedes Benz C 280 T (Baujahr 

1997), der privat genutzt wird, ist mit einem Fiat Doblo Easy 2.0 16V Multijet (Baujahr 2012), der sich 

im Betriebsvermögen befindet, unter diesen Gesichtspunkten vergleichbar, so dass für den Fiat keine 

Privatnutzung als Entnahme angesetzt werden muss. 

 

Hintergrund: Die Privatnutzung eines betrieblichen Kfz wird als Entnahme versteuert und zwar mit 

1 % des Bruttolistenpreises des Kfz pro Monat, wenn kein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch geführt wird. 

Allerdings ist zu prüfen, ob überhaupt eine Privatnutzung des Kfz erfolgt ist. Finanzverwaltung und 

Rechtsprechung gehen hier von einem sog. Anscheinsbeweis aus, d. h. grundsätzlich spricht die allge-

meine Lebenserfahrung dafür, dass ein betriebliches Fahrzeug auch privat genutzt wird. Allerdings kann 

dieser Anscheinsbeweis widerlegt werden.  

 

Sachverhalt: Die Klägerin war eine Kommanditgesellschaft (KG), deren alleiniger Kommanditist der 

X war. X war alleinstehend und hatte keine Kinder. Zum Betriebsvermögen der KG gehörte im Jahr 

2013 ein Fiat Doblo Easy 2.0 16V Multijet (Kastenwagen), der mit fünf Sitzen ausgestattet war, aber 

kein sog. Werkstattwagen war. Die hinteren Fenster waren also nicht verblendet und der Wagen hatte 

auch keine Einbauten für Werkzeuge. Der Fiat war im Jahr 2012 neu angeschafft worden; der Brutto-

listenpreis betrug 18.500 €. X besaß privat einen Mercedes Benz C 280 T mit Erstzulassung Juli 1997, 

den er im Jahr 2004 erworben hatte. Der Wert des Mercedes hatte im Jahr 1997 umgerechnet ca. 

45.000 € betragen. Das Finanzamt ging von einer Privatnutzung des Fiat aus und setzte als Entnahme 

2.220 € an, nämlich 1 % von 18.500 € x 12 Monate. Hiergegen wehrte sich die Klägerin. 

 

Entscheidung: Das Niedersächsische Finanzgericht (FG) gab der dagegen gerichteten Klage statt: 

 

 Eine Privatnutzung des Fiat im Jahr 2013 stand nicht fest. Zwar spricht der Anscheinsbeweis dafür, 

dass ein betriebliches Kfz auch privat genutzt wird. Dieser Anscheinsbeweis gilt im Grundsatz auch 

für einen Kastenwagen wie hier für den Fiat Doblo, wenn dieser nicht als Werkstattwagen ausgebaut 

ist, sondern als Fünfsitzer. 

 Der Anscheinsbeweis kann dadurch erschüttert werden, dass dem Steuerpflichtigen für private Fahr-

ten ein nach Status und Gebrauchswert vergleichbares Fahrzeug zur Verfügung steht. Es gibt dann 

keinen nachvollziehbaren Grund, das betriebliche Kfz für Privatfahrten zu nutzen. Selbst wenn das 

private Fahrzeug mit dem betrieblichen Fahrzeug nicht vergleichbar ist, kann der Anscheinsbeweis 

umso leichter erschüttert werden, je geringer der Unterschied zwischen den beiden Fahrzeugen ist. 
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 Der Mercedes Benz C 280 war vom Status und Gebrauchswert her mit dem Fiat Doblo vergleichbar. 

 Unter dem Status ist das „Prestige“ zu verstehen, das bei einem Mercedes Benz höher ist als bei 

einem Fiat. Hierfür spricht auch der hohe Neuwagenpreis des Mercedes, der im Jahr 1997 ca. 

45.000 € betrug, während der Fiat lediglich rund 20.000 € kostete.  

 Der Gebrauchswert richtet sich nach Kriterien wie Motorleistung, Hubraum, Höchstgeschwindig-

keit und Ausstattung. Der Motor des Mercedes war deutlich leistungsstärker als der des Fiat. Das 

Raumangebot war gleichwertig, da es sich bei beiden Kfz um Fünfsitzer handelte. Nur beim Kof-

ferraumvolumen lag der Fiat vor dem Mercedes. Die sonstige Ausstattung war beim Mercedes hö-

herwertiger, jedoch älter. Unbeachtlich ist, dass der Mercedes aufgrund seines Alters reparaturan-

fälliger war. Denn der Anscheinsbeweis ist umso leichter erschüttert, je geringer die Unterschiede 

zwischen den beiden Fahrzeugen ausfallen.  

 

Hinweise: Der Anscheinsbeweis gilt nicht bei solchen Kfz, die typischerweise nur betrieblich genutzt 

werden, z. B. Werkstattwagen (Kastenwagen) mit Verblendung der hinteren Fenster und Einbauten, 

Lastwagen, Zugmaschinen. 

Von der Entnahme aufgrund der Privatnutzung eines betrieblichen Kfz zu unterscheiden ist die Über-

lassung eines Dienstwagens an einen Arbeitnehmer auch zur privaten Nutzung; beim Arbeitnehmer 

scheidet der Ansatz eines geldwerten Vorteils aus, wenn ihm die Privatnutzung ausdrücklich untersagt 

ist. 

 

2. Weiterer KfW-Kredit aufgelegt 

 

Am 15.4.2020 ist der sog. KfW-Schnellkredit 2020 gestartet. Er richtet sich an Unternehmen mit mehr 

als zehn Mitarbeitern und tritt neben die bisherigen KfW-Programme. 

 

Der KfW-Schnellkredit 2020 umfasst im Kern folgende Maßnahmen: 

 

Unter der Voraussetzung, dass das Unternehmen in der Summe der Jahre 2017-2019 oder im Jahr 2019 

einen Gewinn erzielt hat, soll ein Schnellkredit für Anschaffungen (u. a. Maschinen und Ausstattung) 

und laufende unternehmerische Kosten, z. B. für Miete, Gehälter oder Warenlager, mit folgenden Eck-

punkten gewährt werden: 

 

 Der Kredit steht mittelständischen Unternehmen mit mehr als zehn Beschäftigten zur Verfügung, 

die mindestens seit 1.1.2019 am Markt aktiv sind. 

 Das Kreditvolumen pro Unternehmen beträgt bis zu 25 % des Gesamtumsatzes im Jahr 2019, ma-

ximal 800.000 € für Unternehmen mit einer Beschäftigtenzahl über 50 Mitarbeitern, maximal 

500.000 € für Unternehmen mit einer Beschäftigtenzahl bis einschließlich 50 Mitarbeitern. 

 Der Sollzins beträgt 3,00 % p. a. (Stand: 28.5.2020). 

 Das Unternehmen darf zum 31.12.2019 nicht in Schwierigkeiten gewesen sein und muss zu diesem 

Zeitpunkt geordnete wirtschaftliche Verhältnisse aufweisen. 

 Die Laufzeit beträgt bis zu zehn Jahre. Auf Wunsch werden zu Beginn bis zu zwei tilgungsfreie 

Jahre gewährt. 

 Die Bank erhält eine Haftungsfreistellung in Höhe von 100 % durch die KfW, abgesichert durch 

eine Garantie des Bundes.  

 Die Kreditbewilligung erfolgt ohne weitere Kreditrisikoprüfung durch die Bank oder die KfW. Der 

Kreditnehmer haftet zu 100 % für die Rückzahlung. 
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Hinweise: Zusätzlich zum KfW-Schnellkredit 2020 können Sie auch Zuschüsse der Soforthilfepro-

gramme des Bundes und der Länder nutzen, soweit die Förderung insgesamt unter 800.000 € (Gesamt-

nennbetrag) pro Unternehmen bleibt. 

 

Den KfW-Schnellkredit können Sie spätestens am 31.12.2020 abschließen. Bis zu diesem Zeitpunkt 

können Sie keinen weiteren KfW-Kredit beantragen. 

Ein Wechsel vom KfW-Sonderprogramm 2020 zum KfW-Schnellkredit ist ausgeschlossen. Ausge-

schlossen ist auch eine Kumulierung mit Instrumenten des Wirtschaftsstabilisierungsfonds oder mit den 

Programmen der Bürgschaftsbanken, die wegen der Coronakrise erweitert wurden. 

 

3. Verlustrücktrag als Liquiditätshilfe 

 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) ermöglicht Unternehmern, die von der Corona-Krise betroffen 

und noch nicht für den Veranlagungszeitraum (VZ) 2019 veranlagt worden sind, auf Antrag die nach-

trägliche Herabsetzung der Vorauszahlungen zur Einkommen- oder Körperschaftsteuer für 2019 

durch einen sog. pauschalen Verlustrücktrag in Höhe von 15 % der Einkünfte, die der Festsetzung der 

Vorauszahlungen für 2019 zugrunde gelegt wurden. Voraussetzung ist, dass sich für 2020 voraussicht-

lich ein Verlust ergeben wird. Normalerweise kann ein im Jahr 2020 entstandener Verlust erst nach 

Abschluss der Veranlagung für 2020 nach 2019 rückgetragen werden. 

 

Kernaussagen des BMF: 

 Antragsberechtigt sind von der Corona-Krise betroffene Steuerpflichtige mit Gewinneinkünften 

(Einkünfte aus Gewerbebetrieb, selbständiger Arbeit oder Land- und Forstwirtschaft) oder Einkünf-

ten aus Vermietung und Verpachtung. 

 Von einer Betroffenheit durch die Corona-Krise ist auszugehen, wenn die Vorauszahlungen zur 

Einkommen- oder Körperschaftsteuer für 2020 bereits auf Null herabgesetzt worden sind. 

 Der pauschale Verlustrücktrag beträgt 15 % der Einkünfte, die für die Vorauszahlungen für 2019 

zugrunde gelegt worden sind. Maximal darf sich der pauschale Verlustrücktrag auf 1 Mio. € belau-

fen, bei Ehegatten auf 2 Mio. €. 

 Infolge des pauschalen Verlustrücktrags werden die Vorauszahlungen für 2019 neu berechnet und 

anteilig erstattet. 

 

Beispiel: U ist Unternehmer und hat für 2019 Einkommensteuer-Vorauszahlungen in Höhe von 

25.000 € auf der Grundlage erwarteter Einkünfte in Höhe von 100.000 € entrichtet. Im März 2020 muss 

er sein Unternehmen wegen der Corona-Krise bis auf Weiteres schließen; er erwartet für 2020 einen 

hohen Verlust. U kann nun zwei Anträge stellen: 

 

 Zum einen kann er die Herabsetzung der Vorauszahlungen für 2020 auf Null beantragen. Soweit U 

bereits die Vorauszahlung für das I. Quartal 2020 entrichtet hat, wird ihm diese Zahlung erstattet. 

 Zum anderen kann er einen pauschalen Verlustrücktrag in Höhe von 15.000 € in das Jahr 2019 vor-

nehmen, nämlich 15 % der für die Vorauszahlungen 2019 zugrunde gelegten Einkünfte von 

100.000 €. Das Finanzamt berechnet nun die Vorauszahlungen für 2019 neu, indem es nur noch 

85.000 € statt der 100.000 € Einkünfte für die Berechnung der Vorauszahlungen zugrunde legt. 

Ergibt sich aufgrund dieser Berechnung eine Gesamtvorauszahlung für 2019 in Höhe von 21.000 €, 

werden dem U Vorauszahlungen in Höhe von 4.000 € erstattet, da er bereits 25.000 € für 2019 ge-

leistet hat. 
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Sollte es dem Unternehmen im Verlauf des Jahres wieder bessergehen und es doch einen Gewinn für 

2020 erwirtschaften, muss der Unternehmer die Erstattung der Vorauszahlungen für 2019 wieder zu-

rückzahlen. 

 

4. Corona-Steuerhilfegesetz 

 

Der Bundestag hat am 28.5.2020 mit dem sog. Corona-Steuerhilfegesetz weitere steuerliche Hilfen im 

Zusammenhang mit der Corona-Krise verabschiedet. Neben einem ermäßigten Steuersatz für bestimmte 

Gastronomie-Umsätze enthält das Gesetz eine Freistellung für Zuschüsse des Arbeitgebers zum Kurz-

arbeitergeld und eine gesetzliche Grundlage für den sog. Corona-Bonus i. H. von 1.500 €. 

 

Die wichtigsten Regelungen: 

 

Ermäßigter Steuersatz für die Gastronomie: Im Zusammenspiel mit der befristeten Steuersatzsenkung 

durch das Zweite Corona-Steuerhilfegesetz für ein halbes Jahr ab dem 1.7.2020, gilt für die Besteuerung 

sämtlicher Restaurant- und Verpflegungsdienstleistungen (sowohl „im Haus“ als auch „außer-Haus“) 

Folgendes: 

 

 Für den Zeitraum 1.7.2020 bis 31.12.2020: Anwendung des ermäßigten Steuersatzes von 5 % (Aus-

nahme: Getränke – hier regulärer Steuersatz von 16 %) und 

 für den Zeitraum 1.1.2021 bis 30.6.2021: Anwendung des ermäßigten Steuersatzes von 7 % (Aus-

nahme: Getränke – hier regulärer Steuersatz von 19 %). 

 Ab dem 1.7.2021 wird dann sowohl für Speisen als auch für Getränke, die in der Gastronomie ver-

zehrt werden, ein einheitlicher Umsatzsteuersatz von 19 % gelten. 

 

Für die Aufteilung von Pauschalpreisen, die sowohl für Speisen als auch für Getränke gezahlt werden, 

hat die Finanzverwaltung für die Zeit vom 1.7.2020 bis zum 30.6.2021 folgende Regelungen aufgestellt: 

 

 Zahlt der Gast einen Pauschalpreis, der Speisen und Getränke umfasst, z. B. für ein Buffet oder ein 

All-Inclusive-Angebot, können 30 % des Pauschalpreises als Entgelt für die Getränke angesetzt 

werden. Diese 30 % sind dann mit dem regulären Steuersatz zu besteuern, während die verbleiben-

den 70 % dem ermäßigten Satz unterliegen. 

 Zahlt der Gast einen Pauschalpreis, der nicht nur Speisen und Getränke umfasst, sondern für weitere 

Leistungen („Business-Package“ oder "Servicepauschale" für Übernachtungen im Hotel) anfällt, 

wie z. B. für die Reinigung von Kleidung, Transfer, Nutzung von Sauna und Fitnessmöglichkeiten 

oder für Parkplätze, so können 15 % des Pauschalpreises mit dem regulären Umsatzsteuersatz be-

steuert werden, während die verbleibenden 85 % dem ermäßigten Umsatzsteuersatz, der für Hotel-

übernachtungen und Speisen gilt, unterworfen werden. 

 

Hinweis: Die hier genannten Pauschalsätze von 30 % bzw. 15 % sind sog. Nichtbeanstandungen. Es 

können also auch Einzelaufzeichnungen gefertigt und anhand dieser Einzelaufzeichnungen der jewei-

lige Umsatzsteuersatz angewendet werden. 

 

Zuschüsse zum Kurzarbeitergeld: Entsprechend der sozialversicherungsrechtlichen Behandlung wer-

den Zuschüsse des Arbeitgebers zum Kurzarbeitergeld und zum Saison-Kurzarbeitergeld bis 80 % des 

Unterschiedsbetrages zwischen dem Soll-Entgelt und dem Ist-Entgelt steuerfrei gestellt. Die Steuerbe-

freiung gilt für Lohnzeiträume vom 1.3.2020 bis zum 31.12.2020, also für zehn Monate.  
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Hinweise: Soweit die Zuschüsse seit März 2020 der Lohnsteuer unterworfen wurden, können die Lohn-

steueranmeldungen korrigiert werden. Die steuerfreien Zuschüsse unterliegen dem Progressionsvorbe-

halt und erhöhen damit den Steuersatz für die steuerpflichtigen Einkünfte. 

 

Corona-Bonus: Der mit einem Schreiben des Bundesfinanzministeriums im April 2020 eingeführte 

steuerfreie „Corona-Bonus“ für Arbeitnehmer in Höhe von bis zu 1.500 € wird nun auf eine gesetzliche 

Grundlage gestellt. Damit sind Zahlungen i. H. von bis zu 1.500 € jährlich steuerfrei, wenn der Bonus 

an die Arbeitnehmer zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn im Zeitraum vom 1.3.2020 bis 

31.12.2020 aufgrund der Corona-Krise gezahlt wird. Eine Gehaltsumwandlung ist wegen des Erforder-

nisses der zusätzlichen Zahlung nicht möglich. 

 

5. Sozialschutz-Paket II verabschiedet 

 

Der Bundesrat hat Mitte Mai dem „Gesetz zu sozialen Maßnahmen zur Bekämpfung der Corona-Pan-

demie“ (sog. Sozialschutz-Paket II) zugestimmt, mit dem die Belastungen des Arbeitsmarktes durch die 

Corona-Krise weiter abgefedert werden sollen. 

 

Die wesentlichen Regelungen:  

 

Das Gesetz sieht u. a. eine Erhöhung des Kurzarbeitergeldes vor. Für diejenigen, die Kurzarbeitergeld 

für ihre um mindestens 50 % reduzierte Arbeitszeit beziehen, steigt der Betrag ab dem vierten Monat 

des Bezugs um 10 % auf 70 %. Arbeitnehmer mit Kindern erhalten weitere 7 % mehr. Ab dem siebten 

Monat erhöht sich das Kurzarbeitergeld auf 80 % bzw. 87 % für Haushalte mit Kindern. Die Regelun-

gen gelten bis Ende 2020. 

 

Außerdem werden die Hinzuverdienstmöglichkeiten für Kurzarbeiter ausgeweitet: Seit dem 1.5.2020 

dürfen sie in allen Berufen bis zur vollen Höhe ihres bisherigen Monatseinkommens hinzuverdienen. 

Die Beschränkung auf systemrelevante Berufe wurde damit aufgehoben. Die Regelung gilt bis zum 

Jahresende. 

 

Darüber hinaus erhalten Arbeitslose, deren Anspruch auf Arbeitslosengeld zwischen dem 1.5. und dem 

31.12.2020 endet, drei Monate länger Arbeitslosengeld. 

 

Hinweise: Weitere Neuregelungen betreffen die Verfahren der Arbeits- und Sozialgerichte: So werden 

anstelle der Teilnahme an einer Verhandlung Video- und Telefonkonferenzen zugelassen. Auch ehren-

amtliche Richter können sich in Pandemie-Zeiten per Video zuschalten, wenn ihnen ein persönliches 

Erscheinen unzumutbar ist. Zudem erhalten das Bundessozialgericht und das Bundesarbeitsgericht die 

Möglichkeit, gegen den Willen der Verfahrensbeteiligten im schriftlichen Verfahren entscheiden zu 

können. 

 

Das Gesetz wurde am 28.5.2020 im Bundesgesetzblatt verkündet und ist überwiegend am Tag danach 

in Kraft getreten. 

 

6. Zweites Corona-Steuerhilfegesetz 

 

Ende Juli 2020 wurde das Zweite Corona-Steuerhilfegesetz in Rekordzeit verabschiedet. Ziel des steu-

erlichen Maßnahmenpakets ist es, die aufgrund der Corona-Pandemie geschwächte Kaufkraft zu stärken 
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und Unternehmen mit gezielten Maßnahmen zu unterstützen. 

 

Die wichtigsten Maßnahmen: 

Beschlossen wurde unter anderem eine befristete Senkung der Umsatzsteuersätze vom 1.7. zum 

31.12.2020. Der Steuersatz sinkt in diesem Zeitraum von 19 auf 16 %, der ermäßigte Steuersatz von 7 

auf 5 %. 

 

Außerdem wird für jedes im Jahr 2020 kindergeldberechtigte Kind ein einmaliger Kinderbonus von 

300 € gezahlt. Der Kindergeldbonus wird nicht auf die Grundsicherung angerechnet und bei besserver-

dienenden Haushalten mit dem Kinderfreibetrag verrechnet. Der Kindergeldbonus wird in zwei Teilen 

von 200 € im September und 100 € im Oktober 2020 ausgezahlt. Der Entlastungsbetrag für Alleiner-

ziehende wird für einen Zeitraum von zwei Jahren (2020 und 2021) von derzeit 1.908 € auf 4.008 € 

angehoben. 

 

Zu den die Wirtschaft betreffenden steuerlichen Maßnahmen gehört die Verschiebung der Fälligkeit 

der Einfuhrumsatzsteuer auf den 26. des zweiten auf die Einfuhr folgenden Monats. Der Termin, ab 

dem die Änderung erstmals anzuwenden ist, wird mit einem Schreiben des Bundesfinanzministeriums 

gesondert bekanntgegeben. 

 

Erweitert wird die Möglichkeit zum steuerlichen Verlustrücktrag für die Jahre 2020 und 2021 von 

fünf Millionen Euro beziehungsweise zehn Millionen Euro bei Zusammenveranlagung. Auch wird ein 

Mechanismus eingeführt, um den Verlustrücktrag für 2020 mit der Steuererklärung 2019 finanzwirksam 

nutzbar zu machen. 

 

Darüber hinaus wurde eine degressive Abschreibung in Höhe von 25 Prozent eingeführt (höchstens das 

2,5-fache der linearen Abschreibung), für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die in 

den Jahren 2020 und 2021 angeschafft oder hergestellt werden. 

 

Bei der Besteuerung der privaten Nutzung von Dienstwagen ohne Kohlendioxid-Emissionen, wird der 

Höchstbetrag des Bruttolistenpreises von 40.000 € auf 60.000 € erhöht. Zur Vermeidung steuerlicher 

Nachteile infolge coronabedingter Investitionsausfälle, werden die im Jahr 2020 endenden Fristen für 

die Verwendung von Investitionsabzugsbeträgen um ein Jahr verlängert. Zu den weiteren Maßnahmen 

gehören u. a. bei der Gewerbesteuer die Erhöhung des Freibetrags für Hinzurechnungen zum Gewer-

beertrag von 100.000 € auf 200.000 € sowie hinsichtlich der steuerlichen Forschungszulage eine Er-

höhung der maximalen Bemessungsgrundlage auf 4.000.000 € im Zeitraum von 2020 bis 2025. 

 

Zudem wird der Ermäßigungsfaktor bei den bei Einkünften aus Gewerbebetrieb von 3,8 auf das Vier-

fache des Gewerbesteuer-Messbetrags angehoben werden. Bis zu einem Hebesatz von 420 % können 

damit im Einzelfall Personenunternehmer durch die Steuerermäßigung im Einkommensteuergesetz 

vollständig von der Gewerbesteuer entlastet werden. 

 

In Fällen der Steuerhinterziehung kann künftig die Einziehung rechtswidrig erlangter Taterträge auch 

dann angeordnet werden, wenn der Steueranspruch erloschen ist. Die Grenze der Verfolgungsverjäh-

rung wird auf das Zweieinhalbfache der gesetzlichen Verjährungsfrist verlängert. 
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7. Kassen – Umrüstungsfrist verlängert 

 

Fast alle Bundesländer geben Unternehmen, Händlern und Gastwirten mehr Zeit für die Aufrüstung 

ihrer Kassensysteme mit einer zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung. Die Länder haben 

hierzu eigene Härtefallregelungen erlassen, um die Frist unter bestimmten Voraussetzungen bis zum 

31.3.2021 zu verlängern. 

 

Hintergrund: Nach dem Kassengesetz besteht eigentlich seit dem 1.1.2020 für Unternehmer die 

Pflicht, elektronische Aufzeichnungssysteme, wie z. B. Kassen, durch eine manipulationssichere zerti-

fizierte technische Sicherheitseinrichtung (TSE) zu schützen. Da zuverlässige technische Sicherheits-

systeme in den vergangenen Jahren noch nicht auf dem Markt waren, hatten Bund und Länder die ur-

sprüngliche Frist zum Einbau der TSE bis zum 30.9.2020 verschoben. Das Bundesministerium der Fi-

nanzen (BMF) hatte kürzlich diverse Wirtschaftsverbände darauf hingewiesen, dass es über die Frist 

des 30.9.2020 hinaus keine Notwendigkeit für eine Fristverlängerung der Nichtbeanstandungsregelung 

für die Aufrüstung von Kassensystemen sieht. 

 

Nun haben fast alle Bundesländer beschlossen, Kassensysteme bis zum 31.3.2021 auch weiterhin nicht 

zu beanstanden, wenn 

 die erforderliche Anzahl an TSE bei einem Kassenfachhändler, einem Kassenhersteller oder einem 

anderen Dienstleister im Kassenbereich bis zum 30.9.2020 (Brandenburg, Sachsen, Niedersachsen 

und Rheinland-Pfalz: bis zum 31.8.2020) nachweislich verbindlich bestellt bzw. in Auftrag gegeben 

oder 

 der Einbau einer cloud-basierten TSE vorgesehen (z. B. bei einer Zentralkasse in Unternehmen mit 

einer Vielzahl von Filialen), eine solche jedoch nachweislich noch nicht verfügbar ist. 

 

Hinweis: Ein gesonderter Antrag für die Fristverlängerung ist nicht erforderlich. Allerdings unterschei-

den sich die Bedingungen für die Fristverlängerung je nach Bundesland teilweise im Detail, so z. B. in 

Bezug auf die Frist für den verbindlichen Auftrag zur Aufrüstung (s. o.). Zum Teil werden auch unter-

schiedliche Nachweise verlangt. Bislang hat lediglich Bremen noch keine Ausnahmeregelung erlassen. 

 

 

 

 

 
Braunschweig, den 28. August 2020      Christina Dietze 

          Bernd Wrede 

          Till-N. Hupe 


